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Einleitung 

In einer zunehmend digitalisierten Welt haben digitale Werte eine hervorgeho-
bene Stellung innerhalb des globalen Finanzsystems eingenommen. Den Auf-
takt hierzu gab die Geburt der Kryptowährung Bitcoin im Jahr 2009 und das 
damit zur Entstehung gelangte neue technologische Konzept, das zu einer gro-
ßen Entwicklung in der Informationstechnologie und der Wirtschaft führte: die 
Blockchain-Technologie. Während die Blockchain-Technologie am ehesten für 
ihren Einsatz in verteilten Verzeichnissen (distributed ledger) für Kryptowäh-
rungen bekannt ist, wird sie in den unterschiedlichsten Bereichen eingesetzt 
und hat ein hohes Potenzial, sich auf zahlreiche andere Felder auszuweiten.  

Der potenziell universelle Einsatz und die Ausweitung der Blockchain-
Technologie auf andere Teile der Informationstechnik und Wirtschaft löste 
weltweit einen lebendigen Diskurs insbesondere in der Rechtswissenschaft 
aus. Die Beliebtheit der Blockchain-Technologie ist vor allem auf ihre beson-
dere Konzeption zurückzuführen: Durch sie werden nicht manipulierbare An-
wendungen bzw. Datenbanken zur dezentralen Speicherung, Nutzung und Er-
stellung von Daten und Zuständen durch mehrere Teilnehmer ermöglicht. In 
diesen Datenbanken können Transaktionen von Daten erfolgen, die auf dem 
Blockchain-Netzwerk erstellt und gespeichert werden können. Bei den jewei-
ligen Eintragungen, die auf der Blockchain gespeichert werden können und die 
den Gegenstand der Transaktionen bilden, handelt es sich regelmäßig um sog. 
Kryptowerte (auch: Token). Auch außerhalb des Blockchain-Kontexts sind in 
den vergangenen Jahren weitere digitale Werte entstanden. Zu nennen wäre 
etwa insbesondere das im Jahr 2021 in Deutschland in Kraft getretene Gesetz 
zur Einführung elektronischer Wertpapiere (eWpG), das nunmehr die Bege-
bung von Wertpapieren durch Eintragung in ein elektronisches Register er-
laubt.  

Mit dem zunehmenden Aufkommen digitaler Werte haben Jurisdiktionen 
weltweit unterschiedlich darauf reagiert. In vielen Ländern gibt es immer noch 
Regulierungsdefizite, was zu einer hohen Rechtsunsicherheit beigetragen hat. 
Wie rechtliche Fragen in Bezug auf digitale Werte nach dem jeweiligen Sach-
recht zu behandeln sind, ist bereits von besonderer Schwierigkeit gekennzeich-
net. Bevor man sich jedoch diesen sachrechtlichen Fragen stellen kann, ist zu-
vor die Bestimmung des anwendbaren Sachrechts unumgänglich. Mit dieser 
Aufgabe ist das Internationale Privatrecht betraut. Das Internationale 
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Privatrecht versteht sich als ein Rechtsgebiet, das durch Identifizierung und 
Bewertung von Interessen die für ein Rechtsverhältnis anwendbare Rechtsord-
nung zu ermitteln versucht. Gegenwärtig trifft das Internationale Privatrecht 
bloß wenige konkreten Aussagen über digitale Vorkommnisse geschweige 
denn digitale Werte. Die Rechtsunsicherheiten in Bezug auf digitale Werte sind 
daher auch im Bereich des Internationalen Privatrechts deutlich zu spüren.1 Mit 
der Untersuchung digitaler Gegenstände aus Sicht des Internationalen Privat-
rechts würde regelrecht Neuland betreten werden. In Folge der Digitalisierung 
von Werten bedarf es daher eines erneuten und genauen Blicks auf die sich in 
diesem Kontext ergebenden sog. internationalprivatrechtlichen Interessen. 

Vor diesem Hintergrund zielt die nachfolgende Arbeit darauf ab, digitale 
Werte aus einer internationalprivatrechtlichen Perspektive zu untersuchen. Da-
bei liegt der Schwerpunkt darauf zu ergründen, wie die internationalprivat-
rechtlichen Interessen, die in diesem Kontext bestehen, neue Anknüpfungsre-
geln formen können (§ 4 und § 5). Im Besonderen soll neben der Identifizie-
rung potenzieller Anknüpfungspunkte bei verschiedenen Arten von digitalen 
Werten auch das nationale und unionsrechtliche Internationale Privatrecht da-
raufhin untersucht werden, wie geeignet es ist, die kollisionsrechtliche Hand-
habung digitaler Werte zu bewältigen. Die Entwicklung eines Systems (de lege 
ferenda) zur Bestimmung der auf dingliche Rechtsfragen anwendbaren natio-
nalstaatlichen Privatrechtsordnung steht im Zentrum dieser Arbeit. 

Darüber hinaus beschäftigt sich die Arbeit mit Aspekten des Internationalen 
Wertpapierrechts und des Gesellschaftsrechts (§ 6). Hierbei werden Themen 
wie die Einordnung und die kollisionsrechtliche Behandlung digitaler Werte 
als Wertpapiere sowie von dezentralen Netzwerken als Gesellschaften oder 
Treuhandverhältnisse im Sinne des Internationalen Privatrechts behandelt. 
Weiterhin werden Überlegungen zum Internationalen Vertragsrecht angestellt, 
bei denen vertragliche Schuldverhältnisse mit Bezug zu digitalen Werten un-
tersucht werden.

1 Bonomi/Lehmann/Lalani, in: Bonomi, Andrea/Lehmann, Matthias/Lalani, Shaheeza 
(Hrsg.), Blockchain and Private International Law, Leiden/Boston 2023, S. 1 ff. 
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§ 1 Begriffsdefinition: Digitaler Wert

Obwohl Blockchain-basierte digitale Werte (auch bekannt als „Kryptowerte“ 
oder „Krypto-Token“) derzeit zu den wohl populärsten und am häufigsten auf-
tretenden digitalen Werten gehören, sind auch andere Formen von digitalen 
Werten denkbar. Prominente Beispiele bilden etwa elektronisch begebene 
Wertpapiere1 oder digitales Zentralbankgeld2. Ebenso könnten digitale Werte, 
die nicht auf der Blockchain-Technologie basieren – dazu im Nachfolgenden 
noch –, inhaltlich, funktional und sogar rechtlich solchen gleich oder wesent-
lich ähnlich sein, die auf Blockchain beruhen. Aus Sicht des Internationalen 
Privatrechts wird es nicht notwendigerweise einen Unterschied machen müs-
sen, welche genaue technologische Konzeption den jeweiligen digitalen Wer-
ten zugrunde liegt. Wie sich später noch zeigen wird, kommt es vielmehr auf 
die in diesem Kontext bestehenden Interessen an, die eher durch die Art des 
Einsatzes der jeweiligen Technologie, jedoch nicht unbedingt durch die kon-
krete Technologie selbst bestimmt werden.3 In anderen Worten: Ein und die-
selben Interessen, die für die Bestimmung des anwendbaren Rechts tragend 
sind, können bestehen, ohne dass es auf die konkret eingesetzte Technologie 
ankommt, sondern vielmehr darauf, wie diese eingesetzt wird.  

Insofern bietet sich zwar an, die wichtigsten Erscheinungsformen von digi-
talen Werten, die etwa durch die derzeit eingesetzten Technologien möglich 
sind, zu identifizieren und einer internationalprivatrechtlichen Untersuchung 
zu unterziehen. Allerdings möchte sich die nachfolgende Arbeit nicht nur auf 
digitale Werte innerhalb des Blockchain-Kontexts beschränken, sondern sich 
auch auf zumindest funktional und inhaltlich vergleichbaren digitalen Werte 
außerhalb dieses Bereiches erstrecken und dadurch insbesondere den zukünf-
tigen Entwicklungen auf dem Gebiet und möglichen Einsatz anderer Techno-
logien Rechnung tragen. Gleichwohl wird es sich bei Blockchain-basierten di-
gitalen Werten um die wohl wichtigste Fallgruppe handeln – dies vermutlich 
nicht bloß im Raum des Internationalen Privatrechts.  

Bei der Konturierung des Begriffs des digitalen Werts für die Zwecke der 
nachfolgenden Arbeit muss daher berücksichtigt werden, dass nicht lediglich 

1 Dazu eingehend in § 6. 
2 Dazu etwa Omlor/Birne, RDi 2020, 1 ff.; Strobel, BKR 2021, 556 ff. 
3 Dazu eingehend § 5. D. 
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bestimmte Arten von digitalen Werten erfasst sein sollten – z.B. solche auf 
Basis der Blockchain-Technologie.  

Geht man von einem weiten Begriffsverständnis des digitalen Werts aus, 
wären sämtliche Inhalte bzw. Informationen erfasst, die ein digitales Format 
haben und einen Wert besitzen. Erfasst wären danach beispielsweise textba-
sierte digitale Inhalte wie E-Books, PDFs, (Online-)Zeitungs- oder Blogbei-
träge; verschiedene Medien wie etwa Videos, Audiodaten, (digitale) Bilder; 
oder auch Software wie z.B. Computerprogramme, Smartphone-Applikatio-
nen, Plugins, etc. Daran wird bereits deutlich, dass ein solches Verständnis für 
die Zwecke der nachfolgenden Arbeit deutlich zu weit gehen würde. Erfasst 
wäre ein unglaublich breites Spektrum an digitalen Werten, das von Krypto-
werten zu Forschungsdaten bis hin zu verkäuflichen digitalen Kleidungsstü-
cken in Online-Videospielen reicht.  

Weil Blockchain-basierte digitale Werte Anlass zu dieser Arbeit gaben, wird 
ausgehend von solchen digitalen Werten, den Kryptowerten, versucht eine De-
finition herzuleiten, die solche aber auch vergleichbare digitale Werte erfassen 
soll. Für Kryptowerte gibt es derzeit sowohl in Literatur als auch in Rechtspre-
chung keinen einheitlichen Begriff.4 Eine Definition lässt sich immerhin auf 
Ebene des Unionsrechts finden. Künftig sollen die Emission und der Vertrieb 
von Token („Kryptowerte“) bald einheitlich reguliert werden. Am 24.9.2020 
hat die Europäische Kommission eine Strategie5 für ein digitales Finanzwesen 
unter anderem durch Vorschlag6 einer Verordnung über Märkte für Krypto-
werte (MiCAR) vorgestellt.7 Am 20.04.2023 hat das EU-Parlament die Ver-
ordnung mit Änderungen angenommen. Die MiCAR soll im Jahr 2023 in Kraft 
treten. Nach Art. 3 Abs. 1 Nr. 5 MiCAR handelt es sich bei Kryptowerten8 um: 

eine digitale Darstellung eines Wertes oder eines Rechts, der bzw. das unter Verwendung 
der Distributed-Ledger-Technologie oder einer ähnlichen Technologie elektronisch übertra-
gen und gespeichert werden kann. 

Diese Definition würde sich nur begrenzt eignen, selbst wenn sie modifiziert 
übernommen würde, da sie nicht hinreichend präzise ist. Dies folgt aus dem 

4 Omlor, in: Omlor/Link (Hrsg.), Handbuch Kryptowährungen und Token, 2. Aufl. 2023, 
Kap. 6 Rn. 1. 

5 Europäische Kommission, Mitteilungen der Kommission an das Europäische Parlament, 
den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschluss und den Ausschuss der Regi-
onen über eine Strategie für ein digitales Finanzwesen in der EU, 24.9.2020, COM(2020) 
591 final. 

6 Europäische Kommission, Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments 
und des Rates on Markets in Crypto-assets, and amending Directive (EU) 2019/1937, 
24.9.2020 COM(2020) 593 final. 

7 Dazu Siadat, RdF 2021, 12 ff. 
8 Die MiCAR soll bloß bestimmte Arten von Token erfassen, nämlich Utility Token 

(Art. 3 Abs. 1 Nr. 9 MiCAR) und Stable Coins („E-Geld-Token, Art. 3 Abs. 1 Nr. 7 MiCAR; 
„vermögenswertreferenziertes Token“, Art. 3 Abs. 1 Nr. 6 MiCAR). 
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Umstand, dass sie nicht deutlich herausstellt, welche spezifischen Merkmale 
digitale Werte aufweisen sollten. Ferner sind Formulierungen wie „unter Ver-
wendung der Distributed-Ledger-Technologie“ zu allgemein gehalten, 
wodurch die konkrete Art der Anwendung nicht explizit angegeben wird. Glei-
ches gilt für die Formulierung „Darstellung eines Wertes oder eines Rechts“, 
bei der die Art der Darstellung nicht eindeutig spezifiziert wird. Aus diesem 
Grund wäre es ratsam, die für Kryptowerte charakteristischen Merkmale zu 
identifizieren und auf dieser Grundlage den Begriff des digitalen Werts präzise 
zu definieren. 

Ein wesentliches Merkmal von Kryptowerten ist, dass es sich bei ihnen um 
einen unkörperlichen Datensatz handelt, der auf einer Blockchain zentral oder 
dezentral gespeichert wird.9 Daneben werden Kryptowerte Rechtsträgern zu-
geordnet.10 Diese Zuordnung geschieht im Regelfall auf der Blockchain an 
elektronische Adressen und kann sich etwa im Wege von Transaktionen än-
dern.11 Kryptowerte bzw. die Positionen an ihnen sind demnach wegen der 
Veränderbarkeit der Zuordnungen auch übertragbar. Typischerweise hat nur 
die dem digitalen Wert zugeordnete Person – sofern nur dieser etwa in Block-
chain-Netzwerken den private key12 kennt – die faktische Verfügungsbefugnis 
über den digitalen Wert.13 Daneben sind Kryptowerte nicht duplizierbar14 wie 
es etwa bei Medien (z.B. Videos, Bildern) der Fall ist. Ebenso haben Krypto-
werte – wie der Name bereits zu verstehen gibt – einen Wert, den sie auf un-
terschiedliche Weise erhalten.15 Der Wert kann zum einen dadurch entstehen, 
dass der Kryptowert mit einem anderen Recht oder sonstige Vermögensposi-
tion verknüpft ist und der digitale Wert dadurch ein bestehendes Recht oder 
sonstige Vermögensposition repräsentiert.16 Daneben können Kryptowerte 
auch ohne Verknüpfung mit einem bestehendem Recht oder sonstigen 

 
9 Vgl. Omlor, in: Omlor/Link (Hrsg.), Handbuch Kryptowährungen und Token, 2. Aufl. 

2023, Kap. 6 Rn. 13. 
10 Omlor, in: Omlor/Link (Hrsg.), Handbuch Kryptowährungen und Token, 2. Aufl. 2023, 

Kap. 6 Rn. 14. 
11 Dazu unten § 3 E. 
12 Dazu § 3 B. II. 
13 § 3 G. 
14 Obwohl es möglich ist, digitale Werte technisch nachzubilden bzw. solche gleicher Art 

nachträglich zu erstellen und sie damit im weitesten Sinne als duplizierbar betrachtet werden 
könnten, würden sie dennoch mit unterschiedlichen Identifikationsnummern versehen. In-
folgedessen würde es sich bei ihnen gerade um andere, wenn auch technisch identische 
Kryptowerte handeln. Jedem Kryptowert wohnt daher eine Art Einzigartigkeit bei. 

15 Omlor, in: Omlor/Link (Hrsg.), Handbuch Kryptowährungen und Token, 2. Aufl. 2023, 
Kap. 6 Rn. 15. 

16 Omlor, in: Omlor/Link (Hrsg.), Handbuch Kryptowährungen und Token, 2. Aufl. 2023, 
Kap. 6 Rn. 25. 
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Vermögensposition einen Wert haben; ihr Wert ergibt sich dann etwa aus An-
gebot und Nachfrage.17  

Aus den vorstehenden Ausführungen ergeben sich die folgenden Merkmale 
für Kryptowerte:  
(1) unkörperlicher Datensatz 
(2) gespeichert auf einer Blockchain 
(3) ausschließlich einem Rechtsträger zugeordnet  
(4) übertragbar  
(5) nicht duplizierbar  
(6) mit Wert(potential) 

Bei der Bestimmung einer Definition für digitale Werte kann zunächst auf 
diese Merkmale zurückgegriffen werden. Wesentlich vergleichbar mit Krypto-
werten, denen diese Merkmale anhaften, werden andere digitalen Werte dann, 
wenn sie – unter Ausschluss des Merkmals „gespeichert auf einer Blockchain“ 
– zumindest fünf der sechs aufgelisteten Elemente haben. Dies ließe sich fol-
gendermaßen begründen:  

Wenn es sich beim betrachteten Gegenstand um keinen unkörperlichen Da-
tensatz handelt, kann es auch nicht ein digitaler Wert sein. Sind sie nicht über-
tragbar, entfernen sie sich zu sehr von dem, was Kryptowerte ausmacht; der 
gesamte Kryptomarkt setzt immerhin die Übertragbarkeit von Kryptowerten 
zwingend voraus. Sind sie duplizierbar, wären sie schon gar nicht ihrem Wesen 
nach mit Kryptowerten vergleichbar, da eine ausschließliche Zuordnung in der 
Weise wie sie bei Kryptowerten möglich ist, ausgeschlossen wäre. Ebenso 
wäre eine Wertbildung schon wegen der Störung von Angebot und Nachfrage 
kaum möglich. Sind digitale Werte wertlos muss dies zwar nicht bereits bedeu-
ten, dass sie keine mit Kryptowerten vergleichbaren digitalen Werte sein kön-
nen. Immerhin kommt es häufig vor, dass sogar Kryptowerte mit ihrem Wert 
gegen Null gehen; daher sollte bloß nach einem Wertpotential gefragt werden. 
Dass so gut wie jeder Gegenstand, ob digital oder nicht, wegen möglicher 
Nachfrage und Angebot ein Wertpotential hat, liegt auf der Hand. Daher eignet 
sich dieses Merkmal kaum zur Abgrenzung und insbesondere zur Feststellung, 
ob ein mit Kryptowerten vergleichbarer digitaler Wert existiert. Es könnte al-
lenfalls danach gefragt werden, ob ein Wert typischerweise besteht oder rea-
listisch bestehen kann und das Merkmal entsprechend etwa auf „realistisches 

 
17 Siehe etwa EG (2) MiCAR: „Darstellungen von Werten umfassen den externen, nicht 

inhärenten Wert, der einem Kryptowert von den betroffenen Parteien oder Marktteilnehmern 
zuerkannt wird; d. h, der Wert ist subjektiv und beruht nur auf dem Interesse des Käufers 
des Kryptowerts“. Siehe auch Kaulartz/Matzke, NJW 2018, 3278, 3279; vgl. allgemein zum 
marktwirtschaftlichen Prinzip von Angebot und Nachfrage Bardmann, Grundlagen der 
Allgemeinen Betriebswirtschaftslehre, 3. Aufl. 2019, S. 214; Daum/Petzold/Pletke, BWL 
für Juristen – Eine praxisnahe Einführung in die betriebswirtschaftlichen Grundlagen, 3. 
Aufl., 2016, S. 23, 169. 
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Wertpotential“ abgeändert werden, damit eine bessere Abgrenzung erfolgen 
kann. 

Einzig auf das Merkmal „gespeichert auf einer Blockchain“ kann vollkom-
men verzichtet werden, ohne dass eine wesentliche Vergleichbarkeit zwischen 
Kryptowerten und digitalen Werten, bei denen das Merkmal fehlt, abgespro-
chen werden kann. Dies wird insbesondere bei Betrachtung elektronischer 
Wertpapiere i.S.d. eWpG deutlich.18 Für elektronische Wertpapiere sieht das 
eWpG zwei Unterformen vor: Ein Zentralregisterwertpapier, das in ein zentra-
les Wertpapierregister (§ 12 eWpG) eingetragen ist sowie ein Kryptowertpa-
pier, das in ein Kryptowertpapierregister (§ 16 eWpG) eingetragen ist.19 Letz-
tes basiert auf der Blockchain- oder Distributed-Ledger-Technologie; solchen 
Wertpapieren würden sämtliche Merkmale anhaften, die hier zuvor für Kryp-
towerte herausgearbeitete wurden. Ersteres jedoch nicht, da das Zentralregis-
terwertpapier nicht auf Blockchain oder Distributed-Ledger basiert. Gleich-
wohl sollen sowohl das Zentralregisterwertpapier und das Kryptowertpapier 
rechtlich gleichbehandelt werden. Für viele wird es nicht einmal einen Unter-
schied machen, welche konkrete Technologie dem elektronischen Wertpapier 
zugrunde liegt. Daran wird erkennbar, dass auf unterschiedliche Technologien 
beruhende digitalen Werte rechtlich und ggf. aus Warte des Verkehrs dennoch 
gleich zu behandeln sind, solange sie in Bezug auf ihre wesentlichen Merkmale 
vergleichbar sind.  

Wesentlich vergleichbar sind digitale Werte dann mit Kryptowerten, wenn 
sie die oben aufgezeigten Merkmale haben, ohne dass es jedoch darauf an-
kommt, dass sie auf einer Blockchain oder der Blockchain ähnlichen Techno-
logie gespeichert sind. Dem sollte bei der Bestimmung einer Definition für di-
gitale Werte dadurch Rechnung getragen werden, dass die entsprechenden Da-
tensätze bloß auf einem elektronischen Verzeichnis gespeichert sein müssen. 
Dadurch würden auch solche digitalen Werte erfasst, die außerhalb des Block-
chain-Kontexts liegen, aber dennoch eine wesentliche Vergleichbarkeit mit 
Kryptowerten aufweisen.  

Aus den vorstehenden Ausführungen kann nun eine Definition für digitale 
Werte gebildet werden. Ein digitaler Wert wäre demnach ein unkörperlicher 
Datensatz, der auf einem elektronischen Verzeichnis gespeichert, ausschließ-
lich einem Rechtsträger zugeordnet, übertragbar und nicht duplizierbar ist.  

Die nachfolgende Arbeit soll sämtliche digitalen Werte erfassen, die diese 
Merkmale haben. 

 
 
 
 

 
18 Dazu eingehend § 6. 
19 eWpG-Reg-E, S. 43. 



§ 2 Darstellung der Blockchain-Technologie

Bevor digitale Werte aus Warte des Internationalen Privatrechts betrachtet 
werden, sollten diese zunächst auf rein technischer Ebene durchdrungen wer-
den. Zwar muss den digitalen Werten – wie im vorherigen Kapitel dargelegt – 
nicht eine bestimmte Technologie zugrunde liegen, damit diese als digitale 
Werte i.S.d. vorliegenden Arbeit qualifiziert werden.1 Allerdings kann insbe-
sondere die Betrachtung der am häufigsten eingesetzten Technologien bei di-
gitalen Werten für ein besseres Verständnis von digitalen Werten sorgen und 
damit für die Herausarbeitung und Bewertung eines allgemeinen rechtlichen 
Rahmens für digitale Werte durchaus hilfreich sein. Jedenfalls kann das Ge-
genteilige nicht schlicht behauptet werden, ohne sich zuvor mit den entspre-
chenden Technologien befasst zu haben.  

Neue Technologien ermöglichen nie dagewesene Figuren, die eine grundle-
gend neue rechtliche Würdigung erfordern. Eine solche rechtliche Beurteilung 
kann allerdings nur dann sinnvoll erfolgen, wenn die jeweilige Figur auch tech-
nisch, soweit wie erforderlich, durchdrungen wurde. Auch können sich 
dadurch vergleichbare Figuren, die jedoch auf anderen Technologien beruhen, 
womöglich rechtlich leichter in den Griff bekommen lassen. Die tatsächlichen 
und rechtlichen Erkenntnisse, die durch Befassung mit einer konkreten Tech-
nologie gewonnen werden, können dann abstrahiert werden, so dass für eine 
Vielzahl von Sachverhalten gültige Thesen aufgestellt werden können, die sich 
nicht bloß im Kontext der Technologie abspielen, mit der man sich eingangs 
befasst hatte. Daher wäre trotz der Technologieneutralität des Begriffs des di-
gitalen Werts, wie im vorherigen Kapitel definiert, die Befassung mit bestimm-
ten Technologien dennoch angebracht.  

Exemplarisch ließe sich das wie folgt veranschaulichen: Man könnte die 
Überlegung anstellen, das dezentrale Bitcoin-Blockchain-Netzwerk sei wo-
möglich eine Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GbR) i.S.d. § 705 BGB.2 Nur 
wenn die technischen Abläufe innerhalb des Netzwerks verstanden werden, 
kann man wissen, dass die Netzwerkteilnehmer keinen für einen Gesellschafts-
vertrag erforderlichen Rechtsbindungswillen haben, weil sich ihre Teilnahme 
nach Belieben ändern kann und die Teilnehmer technisch das Netzwerk nicht 

1 Zur Definition siehe § 2. 
2 Vgl. etwa Omlor/Möslein, in: Ellenberger/Bunte (Hrsg.), BankR-HdB, § 34. FinTech 

und PayTech, Rn. 32. 
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